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Bezirksfraktion Wandsbek 
22.06. 2009

Antrag 
der FDP Fraktion Wandsbek
in der Bezirksversammlung Wandsbek

Alternativstandorte für Drogenhilfeeinrichtung in Wandsbek prüfen - 

Schädlerstraße für Bürgerhaus verwenden
Die Finanzbehörde hat das Grundstück des ehemaligen Polizeikrankenhauses bzw. der Polizeirevierwache zwischen der Witthöftstraße und der Schädlerstraße an eine Grundstücksgesellschaft verkauft. Diese Grundstücksgesellschaft beabsichtigt die Errichtung einen Gebäudes, das langfristig an den Träger Jugendhilfe e.V. vermietet werden soll, der dort eine Einrichtung der Drohentherapie-Nachsorge schaffen will. Die erforderliche Genehmigung zur Nutzungsänderung der Immobilie liegt noch nicht vor.

Der geplante Standort wird in der Öffentlichkeit kritisch diskutiert. Wesentliche Gesichtspunkte sind insbesondere die Nähe zu mehreren Schulen, Kindertagesstätten, dem angrenzenden Wohngebiet und der Sporthalle Wandsbek. Die angestrebte Nutzung droht daher an dem geplanten Standort zu scheitern.

Dies vorausgeschickt möge die Bezirksversammlung beschließen:

1.
Die Verwaltung wird gebeten, zu prüfen, welche anderen Standorte im Bezirk Wandsbek für die geplante Einrichtung in Frage kommen. Insbesondere soll dabei eine Nutzung des Grundstücks Wandsbeker Allee 53 (ehemaliges Bürgerhaus) mit entsprechender Veräußerung an den Verein Jugendhilfe e.V.(Betreiber) geprüft werden.
2.
Sofern der Standort Wandsbeker Allee geeignet erscheint bzw. ein Verkauf an den Betreiber realisiert werden kann, wird die Verwaltung gebeten, sich bei der Finanzbehörde dafür einzusetzen, einen Teil des Erlöses für die Errichtung eines neuen Bürgerhauses am Standort Schädlerstrasse zu verwenden. Die gleichen Standortfaktoren, die aus Sicht der Bevölkerung gegen eine Drogenhilfeeinrichtung am Standort Schädlerstrasse sprechen, sprechen gleichzeitig für die dortige Errichtung eines Bürgerhauses.
3.
Die Verwaltung wird darüber hinaus gebeten, der Bezirksversammlung über die bisher in Wandsbek nach Art und Umfang vorhandenen Drogenhilfeeinrichtungen, deren Standorte, Betreiber und Konzepte zu berichten. Sofern es in den letzten Jahren zur Schließung solcher Einrichtungen gekommen ist, bitten wir um die Angabe der Gründe, die zur Schließung geführt haben.



